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13   Mario Bossler und 
Bernd Fitzenberger 
„Hat die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns in Deutschland zu 
einem Rückgang der Beschäftigung 
geführt?“

Unter Ökonominnen und Ökonomen wurde die 
Beschäftigungswirkung des gesetzlichen Mindest-
lohns vor der Einführung im Jahr 2015 kontrovers 
diskutiert. Viele befürchteten einen deutlichen 
Verlust von Beschäftigungsverhältnissen. Arbeits-
plätze gehen verloren, wenn der Mindestlohn 
höher ist als das, was Beschäftigte erwirtschaften, 
also ihre Produktivität übersteigt. Wenn dagegen 
die vom Mindestlohn betroffenen Beschäftigten 
zuvor unterhalb ihrer Produktivität entlohnt wur-
den (etwa weil die Arbeitgeber die Macht hatten, 

den Lohn festzulegen), wären von einem modera-
ten Mindestlohn keine Beschäftigungs verluste zu 
erwarten. Eine weitere Möglichkeit ist, dass sie zwar 
in ihrem bisherigen Beschäftigungsverhältnis nicht 
mehr genug erwirtschaften, aber in anderen Betrie-
ben produktiver eingesetzt werden können, bei 
denen ein bislang ungedeckter Arbeitskräfte bedarf 
besteht. Dadurch könnte eine negative Beschäf-
tigungswirkung des Mindestlohns abgeschwächt 
oder ganz vermieden werden.

Schlüsselbegriffe:

Mindestlohn  
Theorie 
Beschäftigungseffekte 
Lohneffekte 
Stundeneffekte

Zusammenfassung
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Mindestlöhne in Deutschland

Deutschland hatte lange Zeit keinen gesetzlichen 
Mindestlohn, weil hierzulande Löhne in der Regel 
in Tarifverhandlungen zwischen Arbeitgeber-
verbänden und Gewerkschaften festgelegt wur-
den. Traditionell hat ein Großteil der Betriebe in 
Deutschland nach Tarif bezahlt oder sich zumin-
dest daran orientiert. Die abnehmende Bindung an 
Tariflöhne und der Anstieg der Lohnungleichheit, 
sowie anfangs die Konkurrenz durch ausländische 
Arbeitskräfte, die nicht nach Tariflöhnen entlohnt 
wurden, führte, beginnend 1997 im Bauhaupt-
gewerbe, zur Einführung von Mindestlöhnen in 
einzelnen Branchen (Doerr/Fitzenberger 2016). 

2015 wurde zusätzlich der gesetzliche Mindestlohn 
in Höhe von 8,50 Euro pro Stunde eingeführt, der 
bis 2021 in kleinen Schritten auf 9,60 Euro erhöht 
wurde. Im Jahr 2022 erfolgte in mehreren Schritten 
eine starke Erhöhung auf 12 Euro pro Stunde.

Beschäftigungseffekte theoretisch nicht 
eindeutig

Theoretisch fragen Firmen zusätzliche Arbeits-
kräfte nach, solange diese höhere Erträge erwirt-
schaften, als sie kosten. Die Beschäftigung einer 
zusätzlichen Arbeitskraft muss also für die Firmen 
wirtschaftlich sein und darf nicht zu Verlusten füh-

Verdienststrukturerhebung 2014 Verdiensterhebung 2016 Verdienststrukturerhebung 2018

Anzahl Beschäftigungsverhältnisse in Tsd. 

Bruttostundenlöhne in Euro
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Abb. 1:  Verteilung der Bruttostundenlöhne vor und nach Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns

Quelle: Mindestlohnkommission (2020), Abb. 2.4.
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ren. Müssen Firmen durch die Einführung eines 
Mindestlohns einen höheren Lohn zahlen, kön-
nen die Lohnkosten für einige Arbeitskräfte über 
deren Produktivität hinaus ansteigen. In diesem 
Fall wäre es für die Firma nicht mehr rentabel, alle 
Arbeitskräfte weiter zu beschäftigen: Der Mindest-
lohn führte zu einem Rückgang der Beschäftigung 
dergestalt, dass Arbeitsplätze abgebaut oder die 
Arbeitsstunden reduziert würden.

Gegenüber dieser Überlegung ist jedoch kritisch 
einzuwenden, dass Firmen tatsächlich häufig die 
Löhne einseitig festsetzen und damit die Beschäf-
tigten unterhalb ihrer Produktivität entlohnen 
können: Firmen können Marktmacht ausüben. 
Eine solche Marktmacht entsteht unter anderem 
dadurch, dass die Arbeitsuchenden nur einer klei-
nen Anzahl an Firmen gegenüberstehen. Auch 
Beschäftigte haben es deswegen nicht so einfach, 
einen neuen Job mit höherer Bezahlung zu fin-
den. Firmen können dies nutzen, um Löhne unter 
die Produktivität ihrer Beschäftigten zu drücken. 
Ein Mindestlohn kann dieser Lohnsetzungsmacht 
entgegenwirken und, falls hinreichend moderat, 
die Beschäftigung sogar erhöhen. Zudem kann 
ein Mindestlohn bewirken, dass Beschäftigte zwar 
von weniger produktiven Firmen entlassen wer-
den, dann aber in produktivere Betriebe mit einer 
höheren Entlohnung wechseln. Ohne den Mindest-
lohn wäre dies nicht – oder langsamer – passiert, 
weil ein Wechsel des Arbeitsplatzes für Beschäftigte 
kurzfristig mit Anpassungen, Kosten und Unsicher-
heit verbunden sein kann.

Prognosen vor der Einführung des 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns 
im Jahr 2015

Die theoretischen Überlegungen erlauben es nicht, 
die Beschäftigungswirkung des Mindestlohns ein-

deutig vorherzusagen. Während die Arbeitsnach-
fragetheorie einen negativen Zusammenhang 
zwischen der Lohnhöhe und der Beschäftigung 
vorhersagt, weil einige Beschäftigungsverhältnisse 
nicht mehr rentabel sind, ist das Ausmaß dieses 
Zusammenhangs schwierig zu bestimmen. Inwie-
fern die Firmen ihre Beschäftigung reduzieren, 
hängt von vielen Faktoren ab, beispielsweise davon, 
ob Firmen als alternative Reaktion die höheren 
Lohnkosten an die Konsumenten in Form höhe-
rer Preise weitergegeben können. Das Ausmaß der 
Beschäftigungsreaktion muss deshalb empirisch 
aus beobachteten Daten bestimmt werden.

Die viel beachtete Prognose von Knabe u. a. (2014) 
hatte den Anspruch, eine empirisch ermittelte 
Reaktion der Arbeitsnachfrage der Firmen auf eine 
Lohnerhöhung zu verwenden. Auf dieser Basis 
ergab sich ein vorhergesagter Beschäftigungs-
verlust der Einführung des Mindestlohns 2015 in 
Höhe von rund 900.000 Jobs. Nach der Mindest-
lohneinführung zeigte sich in mehreren Studien, 
dass die Prognose deutlich zu pessimistisch war, 
und es erfolgte eine kritische Überprüfung ihrer 
Prämissen. Die von Knabe u. a. (2014) unterstellten 
negativen Beschäftigungseffekte waren deutlich 
größer als die in den Evaluationen von Mindestlöh-
nen in den USA ermittelten Werte (Bruttel 2019). 
Die verwendeten Annahmen könnten also für die 
Gruppe der Mindestlohnbeschäftigten unzutref-
fend sein, weil beispielsweise Firmen im Niedrig-
lohnbereich eher Lohnerhöhungen verkraften als 
andere. Oder aber die unterstellten Zusammen-
hänge sind gar generell überschätzt.

Inzwischen konnten mehrere Gründe für die Über-
schätzung der Beschäftigungsverluste identifiziert 
werden. Erstens fiel der lohnerhöhende Effekt des 
Mindestlohns nur etwa halb so hoch aus wie von 
Knabe u. a. (2014) angenommen, was zum einen 
daran liegen kann, dass der Mindestlohn häufig 
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umgangen wurde, und zum anderen daran, dass 
der tatsächliche Lohnanstieg überschätzt wird, 
wenn man sich auf Daten aus Befragungen stützt. 
Zweitens scheinen die negativen Arbeitsnachfra-
geeffekte insbesondere für die von Mindestlohn 
besonders stark betroffenen Beschäftigungsformen 
der Teilzeit- und Minijob-Beschäftigung zu hoch 
angesetzt. Drittens fallen Beschäftigungseffekte bei 
der durch die boomende Wirtschaft bestehenden 
Arbeitskräfteknappheit niedriger aus, weil entlas-
sene Personen leichter in anderen Firmen unter-
kommen. Zusammengenommen können diese 
Punkte fast vollständig die Diskrepanz zwischen 
den Prognosen von Knabe u. a. (2014) und den tat-
sächlichen Beschäftigungswirkungen erklären.

Die empirische Herausforderung besteht in der Iso-
lation der kausalen Wirkung des Mindestlohns, die 
am Beispiel Beschäftigung durch folgende Frage 
beschrieben wird: Wie hat sich die Beschäftigung 
durch den Mindestlohn entwickelt im Vergleich zur 
kontrafaktischen (nicht beobachteten) Situation, in 
der der Mindestlohn nicht eingeführt (oder erhöht) 
worden wäre. Es geht also um den Unterschied zwi-
schen der Entwicklung mit und ohne Mindestlohn, 
sprich: sämtliche Einflüsse auf die Beschäftigung, 
die auch ohne den Mindestlohn eingetreten wären, 
müssen herausgerechnet werden. Dies ist für die 
Beurteilung des gesetzlichen Mindestlohns 2015 
von besonderem Interesse, weil trotz der positiven 
Entwicklung der aggregierten Gesamtbeschäfti-
gung in Deutschland die Entwicklung möglicher-
weise noch besser hätte ausfallen können, wäre der 
Mindestlohn nicht eingeführt worden. In einem 
solchen Fall müsste trotz Beschäftigungszuwäch-
sen von einem negativen Beschäftigungseffekt des 
Mindestlohns gesprochen werden.

Die Wirkung eines Mindestlohns wird meist mit 
einem Vergleichsgruppenansatz statistisch ermit-
telt. Seit den 1990er Jahren wurde dieser Ansatz 
intensiv genutzt, insbesondere nachdem eine Stu-
die von Card und Krueger (1994)1 damit in der Ana-
lyse des Mindestlohns in New Jersey (USA) große 
Beachtung erfuhr. In der Studie werden Schnell-
restaurants im Bundesstaat New Jersey, wo der 
Mindestlohn erhöht wurde, mit Schnellrestaurants 
im benachbarten Pennsylvania verglichen, wo der 
Mindestlohn unverändert blieb. Es erfolgt ein Ver-
gleich der Veränderungen nach der Mindestlohn-
erhöhung zwischen einer sogenannten Behand-
lungsgruppe von Betroffenen (in New Jersey) und 
einer Vergleichsgruppe von Nichtbetroffenen (in 
Pennsylvania). Die Vergleichsgruppe zeigt auf, wie 

1 David Card wurde unter anderem für diese Studie 2021 der Nobelpreis in Wirtschaftswissenschaften verliehen.

Empirische Evaluation des gesetzlichen 
Mindestlohns

Angesichts der theoretischen Uneindeutigkeit 
der Wirkungen eines Mindestlohns stellt sich die 
Frage, ob und inwieweit die Arbeitgeber tatsäch-
lich ihre Arbeitsnachfrage verringerten. Zur Beant-
wortung dieser Frage können letztlich nur empiri-
sche Ergebnisse auf Basis von Beobachtungsdaten 
herangezogen werden. Ohne eine Evaluation der 
Effekte auf Löhne und Beschäftigung kann keine 
Beurteilung der Mindestlohnwirkungen erfolgen. 
Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
wurde – einer Forderung aus der Wissenschaft ent-
sprechend – eine Mindestlohnkommission einge-
führt, der die Aufgabe der wissenschaftlich unab-
hängigen empirischen Begleitforschung obliegt. 
Zudem macht die Kommission Vorschläge für 
die regelmäßigen Erhöhungen des Mindestlohns, 
denen die Bundesregierung bei allen Erhöhungs-
schritten bis vor der letzten Erhöhung am 1. Okto-
ber 2022 gefolgt ist.
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sich die Behandlungsgruppe entwickelt hätte, wäre 
der Mindestlohn nicht angehoben worden.

Demgegenüber konnte sich die Mindestlohnfor-
schung in Deutschland nicht auf einen Vergleich 
in regionaler Nachbarschaft beziehen, da sowohl 
die Branchenmindestlöhne als auch der gesetzliche 
Mindestlohn jeweils flächendeckend in Deutsch-
land eingeführt wurden – wenn man von Ost-
West-Unterschieden in den Branchenmindestlöh-
nen absieht (Doerr/Fitzenberger 2016).

Als erste Evaluationsstudie eines Branchenmin-
destlohns in Deutschland verwenden König/Möller 
(2008) einen alternativen Vergleichsgruppenansatz, 
mit ursprünglich unter dem Mindestlohn entlohn-

ten Beschäftigten als Behandlungsgruppe und den 
etwas über dem Mindestlohn entlohnten Beschäf-
tigten als Vergleichsgruppe. Die Beschäftigungsef-
fekte unterscheiden sich zwischen Ostdeutschland 
(leicht negativ) und Westdeutschland (leicht posi-
tiv). Das ist ein plausibler Befund, wenn man sich 
vergegenwärtigt, dass der Mindestlohn in West-
deutschland relativ zur bisherigen Entlohnung 
moderater als in Ostdeutschland ausfiel.

Vorbild für weitere Evaluationsstudien ist die 
Studie von Card (1992), die unterschiedlich stark 
vom Mindestlohn betroffene Regionen vergleicht. 
Aufgrund von Strukturunterschieden (bspw. hin-
sichtlich der Industriestruktur, der Qualifikation 
der Erwerbspersonen oder auch im Preisniveau) 
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Abb. 2:  Lohn- und Beschäftigungseffekte des gesetzlichen Mindestlohns 2015 für die 
vom Mindestlohn betroffenen Beschäftigten

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Börschlein/Bossler (2019).
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unterscheidet sich das Lohnniveau zwischen den 
Regionen, weshalb diese unterschiedlich von einem 
Mindestlohn betroffen sind, auch wenn der Min-
destlohn deutschlandweit einheitlich ist. Regionen 
mit einem hohen Anteil vom Mindestlohn betrof-
fener Beschäftigungsverhältnisse bilden dann die 
Behandlungsgruppe, Regionen mit einem niedri-
gen Anteil die Vergleichsgruppe. Hierfür berück-
sichtigen einige Evaluationsstudien auch die 
Betroffenheit von Betrieben oder Branchen. Über-
wiegend zeigen die Evaluationen der Branchen-
mindestlöhne keine oder sehr geringe negative 
Beschäftigungseffekte (Doerr/Fitzenberger 2016). 
Stärkere negative Effekte zeigen sich in Einzelfällen 
bei sehr hoher Betroffenheit.

Die Evaluationen des gesetzlichen Mindestlohns 
2015 verwenden ebenfalls die Mindestlohnbe-
troffenheit als Behandlungsstärke. Abbildung 2 
beschreibt Ergebnisse aus drei aktuellen Studien. 
Obwohl unterschiedliche Datenquellen zur Defini-
tion der regionalen Betroffenheit von Mindestlohn 
verwendet werden, zeigt sich das gleiche Muster: 
Der Mindestlohn hatte eine positive Lohnwirkung 
und keinen statistisch nachweisbaren Effekt auf die 
Gesamtbeschäftigung.

Weitere Erkenntnisse sind eine Angleichung 
der Löhne zwischen den Regionen (Ahlfeldt u. a. 
2018, Bossler/Schank 2022) und ein Rückgang der 
Ungleichheit in den monatlichen Arbeitseinkom-
men (Bossler/Schank 2022). Schließlich stellen 
Dustmann u. a. (2022) fest, dass einige Mindestlohn-
beschäftigte zu besser entlohnenden, vermutlich 
produktiveren Betrieben gewechselt sind.

Zusätzlich werden die Beschäftigungseffekte auf 
der Regionalebene, auf der Betriebsebene oder auf 
der Berufsebene betrachtet, unter Verwendung 
unterschiedlicher Datensätze (Bruttel u. a. 2019, 

Börschlein/Bossler 2019). Insgesamt ergeben sich 
allenfalls geringe negative Beschäftigungseffekte, 
allerdings findet sich ein Rückgang der Minijobs, 
die besonders häufig vom Mindestlohn betrof-
fen waren. Das Ergebnis bedeutet jedoch nicht, 
dass diese Beschäftigten alle arbeitslos wurden. 
Vielmehr fand in nennenswertem Umfang eine 
Umwandlung von Minijobs in sozialversicherungs-
pflichtige Jobs statt. Auf Basis von Betriebsdaten 
zeigen Biewen u. a. (2022), dass Stundenlöhne unter 
dem Mindestlohn nach der Mindestlohneinfüh-
rung kaum noch vorkommen und auch die Stun-
denlöhne oberhalb des Mindestlohns sich erhöht 
haben. Ein negativer Effekt auf die Arbeitszeit lässt 
sich hier, im Gegensatz zu Ergebnissen auf Basis 
von Personenbefragungen (Caliendo u. a. 2019), 
nicht nachweisen.

Fazit

Empirisch zeigt sich, dass die Verdienste und Stun-
denlöhne im Niedriglohnsektor durch Mindest-
löhne in Deutschland deutlich angestiegen sind. 
Gleichzeitig haben sich die Prognosen von dras-
tischen Beschäftigungsverlusten bislang nicht 
bewahrheitet. Diese Befunde sprechen dafür, dass 
es Lohnsetzungsmacht der Arbeitgeber gibt. Die 
Ergebnisse lassen sich jedoch nicht auf eine wei-
tere Mindestlohnerhöhung übertragen, bei der 
sich der Kosteneffekt in den Betrieben stärker aus-
wirkt und die Zahl der Beschäftigten, deren Lohn 
die Produktivität übersteigt, höher ausfällt. Für die 
Mindestlohnerhöhung auf 12 Euro im Oktober 
2022 liegen noch keine Evaluationsergebnisse vor. 
Die Wirkungen jeder Mindestlohnerhöhung müs-
sen neu empirisch überprüft werden. Die bisherige 
Wirkungsanalyse zu den Wirkungen von Mindest-
löhnen ist zweifelsohne ein Lehrstück für eine evi-
denzbasierte Politikberatung in Deutschland.
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